
Bekanntmachungen
der Stadt Rösrath
Interessenbekundungsverfahren der Stadt Rösrath für den Betrieb
einer Kindertageseinrichtung in freier Trägerschaft
Die Stadt Rösrath beabsichtigt, den Betrieb einer neuen dreigruppigen
Kindertageseinrichtung in freier Trägerschaft und bittet freie Träger der
Jugendhilfe, ihr Interesse an Trägerschaft und Betrieb einer Kindertages-
einrichtung in der Stadt Rösrath zu bekunden.
Der Betrieb der Kindertageseinrichtung soll zum nächstmöglichen Kinder-
gartenjahr zum 1. August 2019 erfolgen.
Alle Bewerbungen in diesem Verfahren werden gleich behandelt.
Beschreibung der Einrichtung
Die Stadt Rösrath mit etwa 29.000 Einwohner/innen liegt im Ballungs-
gebiet zwischen den Großstädten Köln und Bonn am Rande des Bergi-
schen Landes. Das Grundstück und der Bau der Kindertageseinrichtung
erfolgt durch den Träger oder einen Investor. Der Betrieb soll durch einen
geeigneten freien Träger der Jugendhilfe durchgeführt werden.
Die Kindertageseinrichtung soll zentral im Stadtgebiet errichtet werden,
um möglichst alle Stadtteile bedienen zu können. Die Nutzfläche soll ent-
sprechend den gesetzlichen Rahmenbedingungen für max. 60 Kinder
zur Verfügung gestellt werden. Die Planungen muss der Träger mit der
Stadt Rösrath abstimmen.
Nutzungsspezifische Anforderungen
• Der freie Träger ist zu einer absehbaren Inbetriebnahme der Kinder-

tageseinrichtung bereit.
• Der Träger ist dazu bereit, gegebenenfalls Kinder und Personal aus

vorübergehend gegründeten Notgruppen von der städtischen Kinder-
tageseinrichtung zu übernehmen.

• Der Träger gründet eine dreigruppige Einrichtung mit der
Gruppenform I.

• Der Träger ist zur Teilnahme am Online-Anmeldeportal „Little Bird“
bereit.

• Die Vertragslaufzeit ist unbefristet.
• Der freie Träger trägt alle Betriebskosten, die für die Unterhaltung,

den Betrieb der Kindertageseinrichtung und Betreuung der Kinder
erforderlich sind.

• Die Erstattung der Betriebskosten der Kindertagesstätte erfolgt auf
der Grundlage der gesetzlichen Regelungen und der entsprechenden
Richtlinien der Stadt Rösrath. Der Betrieb der Kindertageseinrichtung
hat nach den entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zu erfolgen.

• Bevorzugt werden besondere methodische oder innovative Angebote
und Leistungen in Anbetracht der bereits in Rösrath durch die beste-
henden Kindertageseinrichtungen umgesetzten Konzepte.

• Es wird die Aufnahme von Rösrather Kindern bevorzugt.
• Die Rechtsanspruchsprüfung für die Rösrather Kinder sowie der evtl.

Kostenausgleich für Kinder aus anderen Gemeinden erfolgt durch die
Stadt Rösrath.

• Die Kindertageseinrichtung soll bedarfsgerechte Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten unter Berücksichtigung des Kindeswohls und der Eltern-
wünsche anbieten. (Es wird eine Regelöffnungszeit von wöchentlich 50
Stunden empfohlen.)

• Der freie Träger bedarf einer Betriebserlaubnis gemäß § 45 SGB VIII.
Verfahrensweise
1. Zuständigkeiten und Ansprechpartner
Das Interessenbekundungsverfahren wird von der Stadt Rösrath durch-
geführt. Die Stadt Rösrath veröffentlicht diese Informationsunterlagen auf
ihrer Internetseite (www.Roesrath.de).
Ansprechpartner
Herr Klaus Graß
Tel. 022205-802310
Klaus.grass@roesrath.de
2. Voraussetzungen für die Teilnahme
1. Es sollen die Informationen zum Unternehmen mit der Benennung

von Ansprechpartnern und Angabe der Gesellschaftsform vorgelegt
werden. Der Geschäftssitz und Gerichtsort soll in Deutschland sein.

2. Der Träger besitzt eine Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe
gemäß § 75 Sozialgesetzbuch (SBG) VIII und stellt ggfls. seine Erfah-
rungen und Referenzen über den Betrieb von Tageseinrichtungen für
Kinder im Bundesgebiet vor.

3. Der Träger ist Mitglied in einem Spitzenverband der freien Wohlfahrts-
pflege.

4. Der Träger handelt gemäß der Vereinbarung zum Schutzauftrag bei
Kindeswohlgefährdung nach §8a und §72a SGB VIII.

5. Der Interessent legt ein pädagogisches Konzept sowie eine kompak-
te, aber aussagekräftige Beschreibung des beabsichtigten Vorgehens
und der geplanten Umsetzung (mit Angaben zur geplanten Stellen-
besetzung) sowie Aussagen zur Sozialraumorientierung etc. vor.

6. Der freie Träger legt einen Rentabilitätsplan bzw. ein Finanzkonzept
sowie einen Nachweis seiner wirtschaftlichen und finanziellen Leis-
tungsfähigkeit vor.

7. Der Träger hat die Bereitschaft, die Aufnahmekriterien bedarfsorien-
tiert und überkonfessionell zu gestalten sowie das Angebot der Kinder-
tageseinrichtung den Ergebnissen der örtlichen Jugendhilfeplanung
entsprechend anzupassen.

8. Bauplanungen einschließlich des vorgesehenen Kostenrahmens
werden durch den Träger übernommen und mit der Stadt Rösrath
abgestimmt.

Des Weiteren erfolgt die Auswertung der im Rahmen des Interessen-
bekundungsverfahrens eingereichten Unterlagen anhand bestimmter
Kriterien:
2.1. Wirtschaftlichkeit
Die Verwaltung bittet um eine nachvollziehbare und transparente Dar-
stellung der Möglichkeiten des wirtschaftlichen Betriebes der Einrichtung
durch den Träger, insbesondere des ggfls. erforderlichen freiwilligen
Zuschusses durch die Stadt.
2.2. Kindertageseinrichtungsmanagement
Die Verwaltung bittet um eine nachvollziehbare und transparente
Darstellung, inwiefern die Vergütung bei dem Träger vergleichbar mit
dem TVöD-SuE ist. Weiterhin werden Angaben zum konkret geplan-
ten Personaleinsatz erbeten. Hierdurch soll transparent werden, inwie-
fern der Träger die Vorgaben des Personaleinsatzes gem. KiBiz erfüllt
bzw. über diese hinaus geht.
2.3. Pädagogische Qualität
Unter diesem Aspekt werden die Punkte der konzeptionellen Ausrichtung
sowie die eingesetzten Verfahren der Qualitätssicherung des Trägers be-
wertet. Die pädagogische Konzeption des Trägers ist für die Beurteilung
der pädagogischen Qualität von besonderer Bedeutung. Daher bittet
die Stadt die Träger um Vorlage der jeweiligen konzeptionellen Grund-
lagen. Aus diesen soll auch die konzeptionelle Verortung des Trägers zur
Umsetzung von Inklusion in Kindertagesstätten deutlich werden. Die
Konzeption zur regelmäßigen Qualitätsentwicklung und -sicherung in
den Kindertageseinrichtungen des Trägers soll dargestellt werden.
3. Termin zur Abgabe der Interessensbekundung
Die Interessenbekundung ist bis zum 21. Januar 2019 (Ausschlussfrist)
schriftlich mit folgender Aufschrift einzureichen:
Stadt Rösrath
Der Bürgermeister
Hauptstraße 229
51503 Rösrath
Die Entscheidung wird voraussichtlich in der Sitzung des Jugend-
hilfeausschusses am 14. Februar 2019 getroffen.
4. Erstattung von Kosten und weiteres Verfahren
Eine Erstattung von Kosten, die den Teilnehmern des Verfahrens durch
die Bearbeitung der Interessenbekundung entstehen, erfolgt nicht.
Nach Auswertung der eingereichten Unterlagen können Auswertungs-
gespräche mit ausgewählten Teilnehmern durchgeführt werden.
5. Rechtscharakter des Verfahrens
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich nicht um die
Vergabe eines öffentlichen Auftrages handelt und dass sich aus dem
bekundeten Interesse und dessen Entgegennahme keine Verpflichtung
für die Stadt Rösrath ergeben.
Bekanntmachungsanordnung
Vorstehendes Interessenbekundungsverfahren der Stadt Rösrath vom
18.12.2018 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Rösrath, den 18.12.2018
Marcus Mombauer
Bürgermeister
Diese Bekanntmachung (ggf. mit Anlagen) wird auch im Internet auf der
Homepage der Stadt Rösrath unter www.roesrath.de veröffentlicht.

Der Bürgermeister

Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für den Abschnitt der Er-
schließungsanlage Kaule/Gartenstraße von der Einmündung der Straße Auf der
Halde bis zur Einmündung der Falltorstraße
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) in der derzeit geltenden Fassung in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.08.1984 (GV NW S. 475), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 03.04.1992 (GV NW S. 124), hat der Rat der Stadt Bergisch
Gladbach in seinen Sitzungen am 18.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt Erschließungsbeiträge für den Abschnitt der
Erschließungsanlage Kaule/Gartenstraße von der Einmündung der Straße Auf der
Halde bis zur Einmündung der Falltorstraße nach den Vorschriften des Baugesetz-
buches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand
1. für den Abschnitt der Erschließungsanlage Kaule/Gartenstraße von der Ein-

mündung der Straße Auf der Halde bis zur Einmündung der Falltorstraße
a) in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen und besonderen
Wohngebieten und Mischgebieten
aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 14 m Breite,
bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 8 m Breite;

b) in Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 18 m Breite,
bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 12,5 m Breite;

2. für die Parkflächen, die Bestandteil der Verkehrsanlage sind, bis zu einer
weiteren Breite von 5 m;

3. für Grünanlagen, die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1
– 3 sind, bis zu einer weiteren Breite von 4 m sowie für selbständige Grün-
anlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen;

(2) Werden durch eine Erschließungsanlage nach Abs. 1 Nr. 1 unterschiedliche
Gebiete gem. den Buchstaben a) bis c) erschlossen, so gilt für die gesamte Er-
schließungsanlage die Regelung mit der größten Breite. Bei unbeplanten Ge-
bieten richtet sich die Bestimmung der Gebietsart gem. Abs. 1 Nr. 1 nach dem
überwiegenden Charakter der vorhandenen Bebauung.

(3) Endet eine Erschließungsanlage mit einer Wendeanlage, so vergrößern sich im
Bereich der Wendeanlage die in Abs. 1 Nr. 1 – 3 angegebenen Maße auf das
1½-fache, mindestens aber um 8 m. Das gleiche gilt für den Bereich der Ein-
mündung in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen.

(4) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören insbesondere die Kosten
1. für den Erwerb der Grundflächen;
2. für die Freilegung der Grundflächen;
3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschl. der Ein-

richtungen für ihre Entwässerung, ihre Beleuchtung und ihre Begrünung;
4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen;
5. für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten Straße,

die über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinausgehen.
§ 3

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen

Kosten ermittelt.
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschlie-

ßungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den bei-
tragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschlie-
ßungsanlage ermitteln oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die für die
Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit), ins-
gesamt ermitteln.

§ 4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.
§ 5

Abrechnungsgebiet
(1) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das

Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er-
schließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke
das Abrechnungsgebiet.

(2) Der Tiefbau- und Verkehrsausschuß der Stadt beschließt,
a) dass für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine

Einheit bilden, der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt wird,
b) dass der Aufwand für einen selbständig nutzbaren Abschnitt einer Anlage

gesondert ermittelt wird.
§ 6

Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
A
(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils

der Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungsgebie-
tes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die unterschiedli-
che Nutzung der Grundstücke nach Maß (Abs. B) und Art (Abs. C) berücksich-
tigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt:
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der

Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrundezulegen ist,
b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzun-

gen nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von
40 m von der Erschließungsanlage oder von der der Erschließungsanlage
zugewandten Grenze des Grundstückes. Reicht die bauliche oder gewerb-
liche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe
maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird.
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschlie-
ßungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe
unberücksichtigt.

B
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Nut-

zungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen beträgt:
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren Grundstücken,

auf denen keine Bebauung zulässig ist 1
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2.

(2) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grund-

flächen- und Baumassenzahlen aus, so gilt als Geschoßzahl die Baumassenzahl
geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet werden.

(3) Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden und ge-
duldet, so ist diese zugrunde zu legen.

(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen,
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.

(5) Grundstücke, deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer besonderen Zweckbe-
stimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden können bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibä-
der, Kleingartengelände), werden mit 0,5 der Grundstücksflächen angesetzt.

(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die
Geschoßzahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den be-

bauten Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vorhandenen
Geschosse maßgebend.

(7) Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststell-
bar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß ge-
rechnet.

C
Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer überwiegend gewerblich oder
in gleichartiger Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-
und Schulgebäuden) genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes in einem Kern-, Gewerbe- oder Industriege-
biet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind für die Grundstücke in
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für Grundstücke, die überwiegend
gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzt werden; die in Abs. B (1) Nrn. 1 bis
5 genannten Nutzungsfaktoren um 0,5 zu erhöhen.
D
(1) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des § 2

Abs. 1 Nr. 1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei
Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen.

(2) Dies gilt nicht
a) für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für über-

wiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstücke,
b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben

wird und Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder nach dem
geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften er-
hoben worden sind oder erhoben werden dürfen,

c) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag eines
anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

d) für Eckgrundstücke mit einem Eckwinkel von mehr als 135°,
e) für Grundstücksflächen, soweit sie die durchschnittliche Grundstücks-

fläche der im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücke übersteigen.
(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwandsermitt-

lung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der Vertei-
lung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen (§ 131 Abs. 1
Satz 2 BauGB).

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, Mischflächen,

Fußgängerbereichen und Verkehrsanlagen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 2,
5. die Radwege, zusammen oder einzeln,
6. die Gehwege, zusammen oder einzeln,
7. die Parkflächen,
8. die Grünanlagen,
9. die Beleuchtungsanlagen,
10. die Entwässerungsanlagen,
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Tiefbau-
und Verkehrsausschuss der Stadt beschlossen.

§ 8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

Der Abschnitt der Erschließungsanlage Kaule/Gartenstraße von der Einmündung
der Straße Auf der Halde bis zur Einmündung der Falltorstraße ist endgültig
hergestellt, wenn
a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlagen mit Ausnah-

me einer Teilfläche von insgesamt ca. 11 m² aus den Grundstücken Gemarkung
Bensberg-Freiheit, Flur 10, Flurstücke 692 und 693 ist und diese mit betriebs-
fertigen Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen ausgestattet sind und

b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise hergestellt
(befestigt) ist.

§ 9
Vorausleistungen

Im Falle des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werden.

§ 10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt sich nach der
Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablö-
sung besteht nicht.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gemäß
§ 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 19.12.2018
Lutz Urbach
Bürgermeister

Zwangsversteigerung
am Donnerstag, dem 17. Januar 2019, 10.00 Uhr

im Amtsgericht Bergisch Gladbach-Bensberg, Schloßstr. 21, Saal A 102:
Anschrift: Höholzer Weg 27a, 51503 Rösrath
Laut Gutachten handelt es sich um eine Wohnung in einem Wohnhaus, aufge-
teilt in sieben Einheiten. Die Wohnung besteht aus drei Zimmern, Küche,
Diele, Abstellraum im Keller, Bad, Balkon Terrasse. Die Größe der Wohnung
beträgt ca. 92 m². Baujahr 1974. Zu dem Objekt gehört eine Garage.
Ansprechpartner: 0231/5893-1203, Zeichen: 4042170264
Verkehrswert: a) 118.000,00 €; b) 8.000,00 €, Gesamt: 126.000,00 €
Wohnungs- und Teileigentumsgrundbücher von Rösrath Blätter a) 2560 und b)
2564
a) Rösrath Blatt 2560: 1.409/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück,
Gemarkung Rösrath, Flur 11, Flurstück 177, Gebäude- und Freifläche, An der
Merlenburg 2, Höhholzer Weg 27, 27 a, groß: 811 m²
verbunden mit Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Nr. 4 bezeich-
neten, blau umrandeten Wohnung im ersten Obergeschoss des Hauses Höhol-
zer Weg 27a, bestehend aus drei Zimmern, Küche, Diele, Bad, Abstellraum,
Balkon und Terrasse und dem mit Nr. 4 bezeichneten Kellerraum.
Es wurden Sondernutzungsrechte begründet und zugeordnet.
b) Rösrath Blatt 2564: 143/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück,
Gemarkung Rösrath, Flur 11, Flurstück 177, Gebäude- und Freifläche, An der
Merlenburg 2, Höhholzer Weg 27, 27 a, groß: 811 m²
verbunden mit Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Nr. 8 bezeich-
neten Garage im Hause Höholzer Weg 27a.
Es wurden Sondernutzungsrechte begründet und zugeordnet.
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Bergisch Gladbach, 17.12.2018
Nenn, Rechtspflegerin

Zwangsversteigerung
am Dienstag, den 15. Januar 2019 um 9:00 Uhr

im Amtsgericht Bergisch Gladbach-Bensberg, Schloßstr. 21, Saal A 102:
Anschrift: Hornstraße 147, 51465 Bergisch Gladbach-Hebborn
Laut Gutachten handelt es sich um ein freistehendes, zweigeschossiges,
vollunterkellertes Gebäude, mit ausgebautem Dachgeschoss sowie ein- und
zweigeschossige Erweiterungsanbauten. Ursprüngliches Baujahr 1909, mit Er-
weiterungen und Modernisierungen bis 1996, Erneuerung der Heizungsanlage
in 2018. Der Dachgeschossausbau wurde baurechtlich nicht genehmigt. EG
und KG werden als Gaststätte mit Kegelbahn genutzt, die Räume im Oberge-
schoss als Wohnung. Auf das Objekt hat Feuchtigkeit eingewirkt. Nutzflächen:
KG rd. 273 m², EG rd. 299 m², OG rd. 91 m², DG rd. 36 m², Gesamt rd. 699 m².
Grundstücksgröße: 575 m²
Verkehrswert: Grundbesitz: 175.000,00 €, Zubehör: 35.000,00 €
Gesamt: 210.000,00 €
Grundbuch von Gladbach Blatt 869
Gemarkung Gladbach, Flur 9, Flurstück 54
Hof- und Gebäudefläche, Hornstraße 147, groß: 575 m²
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